
Massagen in der Apotheke?
Laut Gericht nicht erlaubt
VwGH. Nein zu breitem Zusatzangebot in Apotheke.

Wien. Welche Zusatzdienstleis-
tungen dürfen Apotheker anbie-
ten? Damit befasste sich vor kur-
zem der Verwaltungsgerichtshof
(VwGH). Beantragt worden war
die Bewilligung einer Apotheke
samt Beratungsraum. In diesem
sollten jedoch nicht nur Bera-
tungsgespräche, sondern auch
Dermokosmetik, Massagen und
Ayurveda angeboten werden.

Das sei durch die Rechtslage
nicht gedeckt, entschied der
VwGH (Ro 2014/10/0085). Zwar
erlaubt die Apothekenbetriebs-
ordnung, dass Apotheker zusätzli-
che Dienstleistungen erbringen,
etwa Gesundheits- und Ernäh-
rungsberatung, Vermittlung von
Gesundheitsdienstleistungen,
Durchführung von Umwelttests

und einiges mehr – die Aufzäh-
lung ist bloß demonstrativ. Im
Wesentlichen gehe es dabei aber
immer um Beratung und Infor-
mation in Fragen von Gesundheit,
Ernährung und gesunder Lebens-
führung, entschied der VwGH.
Ein bloß auf irgendeine Weise ge-
gebener „Gesundheitsbezug“ sei
nicht ausreichend. Soweit der Be-
ratungsraum für Dermokosmetik,
Massagen und Ayurveda gewid-
met sei, komme somit eine Be-
triebsanlagengenehmigung von
vornherein nicht in Betracht. Und
auch für Beratungen – die an sich
erlaubt sind – nur dann, wenn der
eigentliche Apothekenbetrieb da-
durch nicht beeinträchtigt werde.
Das habe die Behörde jedoch
nicht geprüft. (cka)

INSOLVENZEN

HG-WIEN

Albert ProjektentwicklungsgmbH,
Rauscherstraße 6/1, 1200 Wien, FN
294448 m.
TEXHAGES E. Wanke GmbH. Filial-
standort: 4020 Linz, Mozartstraße
12-14/ Ecke Dametzstraße, Engerth-
straße 61-63, 1200 Wien, FN 302514 z,
MV: Dr. Matthias Schmidt Rechts-
anwalt, 1010 Wien (K)
ZABIT FIDAN KG, Mexikoplatz 20/7,
1020 Wien, FN 326680 m, MV: Dr.
Christiane Pirker Rechtsanwalt, 1120
Wien (K)
MEC & T Skala - Bigdeli GmbH,
Braungasse 25-27/1/1, 1170 Wien, FN
282154 h, MV: Dr.jur. Ute Toifl Rechts-
anwalt, 1010 Wien (K)
K.H. Fiakerbetriebs GmbH, Damm-
haufengasse 4a, 1020 Wien, FN 329714
z, MV: Dr. Brigitte Stampfer Rechts-
anwalt, 1130 Wien (K)
REEA BAU KG, Perkektastraße
73B/B1, 1230 Wien, FN 393377 x, MV:
Dr. Georg Kahlig Rechtsanwalt, 1070
Wien (K)
TH Beta Immobilienprojekte GmbH
vorm.1070 Wien, Schottenfeldgasse
3/26, Garbergasse 7/23, 1060 Wien,
FN 357348 m, MV: Dr. Katharina
Widhalm Budak Rechtsanwalt, 1030
Wien (K)
Günter Deimel geb. 25.02.1958
Immobilenmakler 1170 Wien,
Leopold-Ernst-Gasse 15/12,
Lindauergasse 15/1, 1160 Wien, MV: Dr.
Maximilian Schludermann Rechts-
anwalt, 1030 Wien (K)
Vladan Zivojinovic geb. 30.10.1975
Handel mit Baustoffen, Bau-
gewerbe, Simmeringer Hauptstraße
20b/4, 1110 Wien, MV: Mag. Petra
Diwok Rechtsanwalt, 1030 Wien (K)
SmartCars GmbH vorm.: Patroltaxi
GmbH 1150 Wien, Johnstraße 4/B8
1160 Wien, Schuhmeierplatz 16,
Sturzgasse 13, 1150 Wien, FN 415288
v, MV: Dr. Andreas Alzinger Rechts-
anwalt, 1010 Wien (K)

LG-KORNEUBURG

Demirel KG, Flughafen Objekt 115
Ebene 0/Raum 5728, 1300 Wien Flug-
hafen, FN 358834 y, MV: Dr. Susi
Pariasek Rechtsanwalt, 1010 Wien (K)

LG-KREMS

BBO Baubetreuungs- und Objekter-
richtungsgesellschaft mbH, Oberer
Waldweg 121, 3508 Krustetten, FN
151230 y, MV: Dr. Alois Autherith
Rechtsanwalt, 3500 Krems Donau (K)
Hasena Cosic geb. 18.03.1965
wohnhaft ebenda, Wilheringstraße
2C/2/72, 3500 Krems Donau, MV:
Mag. Severin Perschl Rechtsanwalt,
3500 Krems Donau (K)
Michael Putzgruber geb. 29.10.1976
Gastgewerbe wh: 3500 Krems,
Johann Nalekpagasse 4/8, Pfarr-
platz 11, 3500 Krems Donau, MV: Dr.
Christoph Sauer Rechtsanwalt, 3500
Krems Donau (K)
(K) = Konkurs, (SV) = Sanierungs-
verfahren, (SVE) = Sanierungs-
verfahren mit Eigenverwaltung.
Die Daten (Auszug) wurden zur
Verfügung gestellt von

Haftungsrisiko
schreckt „kleine“
Wirtschaftsprüfer
Berufsbild. Gute Ausbildung und Erfahrung
schützen laut SOT-Partner Spritzey vor Strafe.

VON HEDI SCHNEID

Wien. „Österreich fehlen die Wirt-
schaftsprüfer“ schrieb die „Pres-
se“ vor kurzem (9. 2.). Dabei ging
es vor allem um die lange Ausbil-
dungsdauer von acht bis zehn
Jahren: Ein Tort, der offenbar im-
mer mehr Uni-Absolventen ab-
schreckt, wie Aslan Milla, Berufs-
gruppenobmann der Wirt-
schaftsprüfer der Kammer der
Wirtschaftstreuhänder und Se-
nior-Partner bei PWC, betonte.

Die langwierige und gleicher-
maßen schwierige Berufsvorbe-
reitung, die die Befähigung zum
Steuerberater und Wirtschafts-
prüfer umfasst, ist freilich nicht
der einzige Grund, warum sich
die Reihen lichten. „Für viele
kleine Kanzleien oder Einzel-
kämpfer ist das Risiko zu groß ge-
worden, in die Haftung zu kom-
men“, sagt Friedrich Spritzey,
Partner der SOT Süd-Ost Treu-
hand und gerichtlicher Sachver-
ständiger, zur „Presse“.

Bis zu zwölf Mio. Haftung
Schließlich sind die Haftungs-
summen, die Prüfern laut § 275
UGB (Unternehmensgesetzbuch)
bei Fahrlässigkeit drohen, be-
achtlich: Sie reichen in Stufen
von zwei (kleine Firmen) bis zu
zwölf Mio. Euro (Unternehmen
mit mehr als 400 Mio. Euro Um-
satz). Das könne sich eine kleine
Kanzlei meist nicht leisten.

Das Risiko sei in der Tat nicht
zu unterschätzen, schildert Sprit-
zey: „Sie haben den Jahresab-
schluss eines Unternehmens
nach bestem Wissen und Gewis-
sen testiert. Geht die Firma aller-
dings in Konkurs, werden sie ge-
fragt, warum sie unter dem
Aspekt der Fortführung (going
concern, Anm.) das Testat unter-
schrieben haben.“ Da müsse der
Wirtschaftsprüfer eine lücken-
lose Dokumentation vorweisen
können. Wenn nicht, drohe ihm
eine Klage wegen Fehlprüfung.
Meist werde der Masseverwalter
aktiv. Passiert das oft? „Darüber –
und auch über die Höhe der Zah-
lungen – spricht natürlich nie-
mand in der Öffentlichkeit, aber
es passiert natürlich“, meint
Spritzey.

Ein spektakulärer Fall aus der
Vergangenheit ist die Pleite der
Grazer Bank für Handel und In-
dustrie (BHI) im Jahr 1995. Die
Urteile in den folgenden Prozes-
sen waren bahnbrechend, was
die Rolle der Prüfer – und auch
den Schutz der Sparer betrifft.

Je mehr Routine und Erfah-
rung, desto geringer sei die Ge-
fahr, dass man in die Bredouille
komme. Gerade kleine Kanzleien
hätten naturgemäß weniger Auf-
träge, was wiederum die Erfah-
rung schmälere. Außerdem fehle
ihnen oft das professionelle sche-
matisierte Instrumentarium.
Checklisten, wie sie vor allem die
„Big Four“ der Branche KPMG,
Ernst & Young, Deloitte und
PWC einsetzten, seien zwar nicht
alles, sagt Spritzey. „Aber ganz
ohne sie geht es nicht.“

Wenn nun in jüngster Zeit
„spürbar“ viele Wirtschaftsprüfer
auch bei der SOT anklopften, um
sich der mittelständischen Sozie-
tät anzuschließen, sei dies eine
prinzipiell positive Marktbereini-
gung. „Wir erhalten dadurch ja
auch neue Mandate.“ Aber à la
longue fehlen Prüfer, denn Sprit-
zey schätzt, dass von den knapp
2000 eingetragenen Wirtschafts-
prüfern nur ein Drittel aktiv ist.

Prinzipiell findet Spritzey die
strengen Regeln, denen Wirt-
schaftsprüfer unterworfen sind,
gut. Denn: „Das ist ja auch ein
Schutz für uns.“ In diesem Zu-
sammenhang bricht er auch eine
Lanze für die lange Ausbildung
zum Steuerberater und Wirt-
schaftsprüfer. „Nur wenn Sie eine
Bilanz erstellen können, kennen
Sie auch die Tücken und Fallstri-
cke.“ Man müsse steuerliche Zu-
sammenhänge verstehen.

Aber nicht nur das: Es brau-
che viele Jahre praktische Erfah-
rung – die während der langen
Ausbildung beginnt –, um das
„Gspür“ für Fehlentwicklungen
zu bekommen. Schließlich sollte
der Wirtschaftsprüfer frühzeitig
warnen und nicht erst im Nach-
hinein den Bestätigungsvermerk
verweigern. „Formalisierte
Checklisten können das nie er-
setzen“, kann sich Spritzey Kritik
an der „Prüfer-Maschinerie“ der
Big Four nicht ganz verkneifen.

Hassposting:
FPÖ-Klub haftet als
„Host-Provider“
Facebook.Wer für Dritte Inhalte speichert,
unterliegt laut OGH dem E-Commerce-Gesetz.

VON CHRISTINE KARY

Wien. Erst kürzlich blitzte FPÖ-
Chef Heinz-Christian Strache
beim OGH mit einer Klage wegen
eines grenzwertig formulierten
Facebook-Postings ab („Die Pres-
se“ berichtete). Nun musste in
einem Fall mit umgekehrten Vor-
zeichen der FPÖ-Parlamentsklub
eine Niederlage beim Höchstge-
richt einstecken. Auf der „blauen“
Facebook-Seite war am 25. Juli
2016 ein Beitrag über den Spreng-
stoffanschlag von Ansbach in
Bayern erschienen, den ein Face-
book-Nutzer am Tag darauf mit
folgenden Worten kommentierte:
„Was meint der enthirnte grüne
PsychopathWalser dazu???“

Gemeint war der Abgeordnete
Harald Walser, jedes Facebook-
Mitglied konnte den diffamieren-
den Kommentar lesen. Der FPÖ-
Klub wurde – so die gerichtlichen
Feststellungen – am 19. August
darauf hingewiesen, er habe das
Posting aber erst neun Tage später
gelöscht. Und damit zu spät, be-
stätigte der OGH (6Ob244/16z).
Er wertete es als Verstoß gegen
das E-Commerce-Gesetz.

Hinter die Ohren schreiben
müssen sich das alle, die auf ihrer
Facebook-Seite anderen Nutzern
die Möglichkeit geben, Inhalte zu
veröffentlichen: Denn wer das tut,
gilt laut dem Urteil als Host-Provi-
der – und zwar unabhängig da-
von, ob man ein Entgelt dafür ver-
langt oder nicht. Man ist dann ein
„Diensteanbieter“ im Sinne des
E-Commerce-Gesetzes. Als sol-
cher haftet man zwar grundsätz-
lich nicht für Informationen, die

ein Nutzer eingegeben hat und
die man in dessen Auftrag spei-
chert – aber nur, solange man von
einer Rechtswidrigkeit keine
Kenntnis hat und sich „in Bezug
auf Schadenersatzansprüche
auch keiner Tatsachen oder Um-
stände bewusst ist, aus denen
eine rechtswidrige Tätigkeit oder
Information offensichtlich wird“.

„Fähigkeiten eines Laien“
Sobald man aber davon erfährt,
muss man unverzüglich die In-
halte entfernen oder den Zugang
dazu sperren. Man muss also so-
fort handeln. Auch Unternehmen
und selbst Privatpersonen riskie-
ren viel, wenn sie in einem sol-
chen Fall zu lange zögern.

Dass der diffamierende Inhalt
nicht vom Seitenbetreiber
stammte, stand außer Streit, auch,
dass dieser ihn nicht provoziert
hatte. Dass ihm jedoch die
Rechtswidrigkeit bewusst war,
habe das Rekursgericht „in ver-
tretbarer Weise bejaht“, entschied
der OGH. Zwar sei dabei auf die
Fähigkeiten eines juristischen
Laien abzustellen – hier die
Rechtswidrigkeit zu erkennen,
mutet das Höchstgericht aber
sichtlich auch einem Laien zu.
Bei der Äußerung in dem Posting
habe es sich um ein „beleidigen-
des Werturteil ohne jegliches Tat-
sachensubstrat“ und ohne Zu-
sammenhang mit dem Beitrag
über den Sprengstoffanschlag ge-
handelt. Sie gehe somit über das
hinaus, was in der politischen De-
batte zu tolerieren sei. Zudem
komme es auch auf die Wortwahl
und die Diffamierungsabsicht an.

Harald Walser
wehrte sich gegen
ein diffamieren-
des Posting und
bekam Recht.
[ Schlager/picturedesk.com ]

Gesellschaftsrecht. Aufsichtsräte haben Unternehmen nicht zu leiten, sondern den Vorstand zu überwachen.
Dennoch haben sie heute deutlich mehr Aufgaben wahrzunehmen als noch vor einigen Jahren. Ein Überblick.

Aufsichtsräte: Keine Zeit zum Ausruhen
VON JUDITH HECHT

Wien. Nicht nur Vorstände, sondern
auch Aufsichtsräte sind – mehr
denn je – gefordert, sich ausrei-
chend Zeit zu nehmen, ihre Priori-
täten und die ihres Unternehmens
für 2017 zu definieren. Die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft EY hat
in ihrem Bericht „Board Agenda
2017“ die virulentesten Themen
aufgelistet. Demnach stellen nicht
nur geopolitische Risiken und die
Digitalisierung das Kontrollgre-
mium vor schwierige Aufgaben,
vielmehr seien die rechtlichen Rah-
menbedingungen deutlich komple-
xer, sagt EY-Managing Partner Hel-
mut Maukner. Mit der EU-Ab-
schlussprüferreform, den neuen
steuerrechtlichen Regeln sowie den
sensiblen Bereichen Corporate
Compliance und Investoren-Kom-
munikation müssten sich Auf-
sichtsräte nun in der Tiefe befassen.

Susanne Kalss, Universitätspro-
fessorin an der WU-Wien, relati-
viert: „Natürlich hat der Aufsichts-
rat all diese Themen mitzubeden-
ken, allerdings in seiner spezifi-
schen Rolle. Er ist nicht der Erste,
sondern hinter dem Vorstand der
Zweite im Unternehmen.“ Die ös-
terreichische Rechtsordnung sieht
nämlich ein dualistisches System
vor. Die Leitung des Unternehmens
liegt beim Vorstand, die Kontrolle
hingegen beim Aufsichtsrat. Anders
ist das in angloamerikanischen
Ländern oder der Schweiz, wo ein
einziges Organ, der Verwaltungsrat,
für das Management und die Kon-
trolle der Kapitalgesellschaft zu-
ständig ist. Das Grundproblem sei,
dass manche EU-Richtlinien und
Verordnungen – wie etwa die Ab-
schlussprüfungsreform – auf das
einstufige System ausgerichtet sei,
sagt Kalss: „Und wir müssen in un-
serem zweistufigen System damit
gut umgehen.“ Demnach hat der
Aufsichtsrat als Überwacher heute
eine stärkere Kompetenz. Etwa,
wenn es um folgende Themen
geht:

I EU-Abschlussprüfungsreform:
Sie ist seit Juni 2016 in Kraft und
bringt weitreichende Änderungen
für Unternehmen von öffentlichem
Interesse. „Die Aufsichtsräte und
insbesondere deren Prüfungsaus-
schüsse sollten sich hier ihrer deut-
lich intensiveren Pflichten bewusst
sein“, sagt EY-Partner Gerhard
Schwartz. Zu den wichtigsten
rechtlichen Neuerungen zählt die
externe Rotationspflicht der Ab-
schlussprüfer. Sie müssen alle zehn

Jahre wechseln. Zudem müssen
alle Nichtprüfungsleistungen – wie
Beratung – vom Prüfungsausschuss
des Aufsichtsrats bewilligt werden,
wenn sie von jener Wirtschaftsprü-
fungskanzlei erbracht wird, die
auch den Abschlussprüfer stellt.
„Das bedeutet, dass der Prüfungs-
ausschuss dieWirtschaftsprüfer viel
genauer als früher überwachen
und auch bei der Auswahl achtsa-
mer sein muss“, sagt Schwartz. „Er
muss sich überlegen, welche An-
bieter er einlädt und welche Krite-
rien er für ihre Auswahl festlegt.
Auch Kalss bemerkt, dass „es hier
zu einer deutlich stärkeren Diffe-
renzierung der Aufgaben für den
Aufsichtsrat kommt. Die großen
börnenotierten Unternehmen ha-
ben damit schon begonnen.“

I Steuerliche Risiken: „Die Steuer-
politik internationaler Konzerne
gewinnt in der öffentlichen Wahr-
nehmung und Diskussion immer
mehr an Bedeutung“, sagt EY-Tax-
Experte Andreas Stefaner. Apple
und Starbucks sind dafür promi-
nente Beispiele. Und die neuen
steuerrechtlichen Vorschriften sind
zunehmend globaler Natur. Etwa
das gemeinsame Projekt der OECD

und der G20 zur Vermeidung von
Gewinnverlagerungen.

Während das Management da-
für zu sorgen hat, die notwendigen
Prozesse und Strukturen zu imple-
mentieren, um unternehmensweit
die richtigen steuerrechtlichen Ent-
scheidungen zu treffen und sicher-
zustellen, dass die steuerlichen
Compliance-Verpflichtungen er-
füllt sind, hat der Aufsichtsrat die
Aufgabe, all diese Abläufe auf ihre
Wirksamkeit zu überprüfen. „Wel-
che Steuerstrategie verfolgt das Un-
ternehmen? Verfügt die Steuerab-
teilung über ausreichend personel-
le und sachliche Ressourcen? Be-
zieht sie auch andere Abteilungen
in ihre Entscheidungen ein? All die-
se Fragen haben die Aufsichtsräte
ihren Vorständen zu stellen“, sagt
Stefaner.

I Kommunikation mit Investoren:
Während für Vorstände der Dialog
mit Investoren längst zum Alltag
gehört, steht der Aufsichtsrat den
Aktionären traditionell nur in der
Hauptversammlung Rede und Ant-
wort. Doch das werde sich auch
hierzulande bald ändern, sagt
Maukner. Dafür wird die neue EU-
Aktionärsrechte-Richtlinie sorgen,

die im Frühjahr verabschiedet wer-
den soll. Sie bezweckt, dass sich in-
stitutionelle Investoren mehr in die
Überwachung ihrer Beteiligungs-
unternehmen einbringen. Und um
das tun zu können, müssen sie sich
austauschen, und zwar nicht nur
mit dem Vorstand, sondern auch
mit dem Aufsichtsrat, sagen die EY-
Experten. „Denn er ist der richtige
Ansprechpartner, wenn es etwa um
die Besetzung von Vorstand und
Aufsichtsrat, um die Vorstandsver-
gütung oder um die Überwachung
anderer Themen geht.“

„Die Frage ist nur: Dürfen sie
das?“, sagt Kalss. Schließlich sind
alle Aktionäre gleich zu behandeln.
Darf ein 15-Prozent-Anteilseigner
mehr erfahren als jemand, der nur
eine Aktie besitzt? „In einem be-
stimmten Maß ist es wohl mög-
lich“, sagt die Gesellschaftsrechts-
expertin. „Es ist sachgerecht, dass
jemand, der mehrere hundert Mio.
Euro investiert hat, in einem gewis-
sen Maße anders behandelt wird
als jemand, der nur wenige Aktien
hält.“ Dabei gehe es um Fragen wie
Kapitalerhöhungen, Dividenden-
auszahlungen oder große Investi-
tionen. Kalss: „Die Kunst dabei ist,
die richtigenGrenzen zu ziehen.“
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URTEIL
DER WOCHE
VON JUDITH HECHT

Rücktritt wegen
unvollständiger
Angaben

Welche Informationen
hat ein Versiche-

rungsnehmer beim
Abschluss eines Kranken-
versicherungsvertrages dem
Versicherungsunternehmen
mitzuteilen und was kann er
für sich behalten? Damit
hatte sich jüngst der Oberste
Gerichtshof (OGH) zu be-
schäftigen.

Die Frage, ob es „beste-
hende und bestandene, be-
handelte oder nicht behan-
delte Beschwerden“ bei sei-
nem fast zweijährigen Sohn
gebe, verneinte der Versi-
cherungsnehmer. Auch gab
der Vater nicht vollständig
an, welche Ärzte sein Kind
bisher schon behandelt hat-
ten. So nannte er auch den
Urologen nicht, den er mit
seinem Sohn aufgesucht
hatte, nachdem dessen
rechter Hoden sich wieder-
holt bläulich verfärbt hatte
und angeschwollen war. Der
Urologe bezeichnete den
Zustand seines Sohnes am
Tag der Untersuchung zwar
als unauffällig, äußerte je-
doch die Verdachtsdiagnose
„processus vaginalis testis“
und empfahl weitere Beob-
achtung und Kontrolle,
wenn der Hoden nicht wie-
der abschwellen sollte.

A ls die Versicherung er-
fuhr, dass der Vater

wichtige Angaben unterlas-
sen hatte, trat sie vom Versi-
cherungsvertrag zurück.
Völlig zurecht, wie der
Oberste Gerichtshof festhielt
(7 Ob 209/16k). Denn der
Versicherungsnehmer sei
gesetzlich verpflichtet, dem
Versicherer beim Abschluss
seines Vertrages alle ihm be-
kannten Umstände, die für
die Übernahme der Gefahr
erheblich sind, anzuzeigen.
Erheblich sind Gefahren,
wenn sie den Entschluss des
Versicherers, den Versiche-
rungsvertrag überhaupt
oder zum vereinbarten In-
halt abzuschließen, beein-
flussen können. Genau das
sei hier der Fall gewesen.
Der Versicherungsnehmer
hätte von Anfang an ehrlich
seinmüssen.

Arbeiterkammer klagt Single-Börsen
Partnervermittlung: Automatische Vertragsverlängerung kostet Kunden Geld.

Linz. Die Konsumentenschützer
der Arbeiterkammer Oberöster-
reich (AK OÖ) haben zwei Ver-
bandsklagen gegen Single-Börsen
im Internet angestrengt. Dabei
gehe es um Fallstricke bei der au-
tomatischen Vertragsverlängerung
sowie beim Wertersatz nach er-
klärtem Rücktritt, so die AK OÖ. In
den Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen (AGB) von drei überprüf-
ten Partner-Vermittlern fanden die
Konsumentenschützer eine auto-
matische Vertragsverlängerung
um jeweils zwölf Monate, auch
wenn ursprünglich ein Vertrag für
nur sechs Monate abgeschlossen
wurde. Das kann teuer werden,
wenn die Kündigungsfrist überse-
hen wird. Die Konsumentenschüt-
zer haben gegen den Betreiber von
zwei Plattformen ein Verbandsver-
fahren eingeleitet, weil ihrer Mei-

nung nach den Erfordernissen für
eine wirksame automatische Ver-
tragsverlängerung nicht entspro-
chen wird. Denn nach dem Konsu-
mentenschutzgesetz reiche es
nicht aus, dass diese bei Vertrags-
abschluss vereinbart wird. Außer-
dem müssten die Partnersuchen-
den rechtzeitig vor der Verlänge-
rung eines Vertrages einen geson-
derten Hinweis erhalten, der ihnen
die Situation – kostenpflichtige
Vertragsverlängerung bei Nicht-
kündigung – klar macht.

Rücktritt wird erschwert
Ebenfalls gerichtlich gehen die
Konsumentenschützer gegen
einen ihrer Meinung nach zu ho-
hen Wertersatz für bereits erbrach-
te Leistungen bei einem Rücktritt
vor, auch wenn darauf bereits bei
Vertragsabschluss hingewiesen

werde. Die betroffenen Kunden
werden laut AK mit Forderungen
bis zu drei Viertel des Gesamtprei-
ses konfrontiert.

Auf ihre Kritik stößt auch, dass
bei allen drei geprüften Anbietern
zwar ein Vertragsabschluss online
direkt auf der Website, dort aber
nicht ein Rücktritt beziehungswei-
se eine Kündigung des kosten-
pflichtigen Profils möglich ist. Dies
muss in Textform – E-Mail, Brief
oder Telefax – erfolgen. Das ge-
setzlich vorgeschriebene Wider-
rufsformular stellt lediglich einer
der Betreiber mit den übermittel-
ten Unterlagen zur Verfügung. Bei
den beiden anderen ist es nur über
einen Link abrufbar. Das ist nach
Ansicht der Konsumentenschützer
nicht ausreichend. Es müsste auf
Papier oder per E-Mail ausgefolgt
werden. (APA)

[ Lilly Panholzer ]
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All-in-Vertrag: „Im Zweifel“ nur legale Überstunden gedeckt
Dienstverträge. Sind durch ein Pauschalentgelt auch Überstunden gedeckt, die über das legale Maß hinaus geleistet werden? Im Zweifel nein,
entschied das Oberlandesgericht Wien. Theoretisch könnte man aber auch das vereinbaren – wenn beide Seiten es so wollen.

VON CHRISTINE KARY

Wien. Immer mehr Arbeitnehmer
haben All-in-Verträge: Sie bekom-
men von ihrem Arbeitgeber ein
Pauschalentgelt, mit dem auch
Mehrleistungen abgegolten wer-
den. Und zwar grundsätzlich alle –
Mehrstunden, Überstunden, aber
etwa auch Sonn- und Feiertagsar-
beit oder Reisezeiten. Zumindest ist
das die Intention der Arbeitgeber.

Dass diese Rechnung nicht im-
mer aufgehen muss, ist unbestrit-
ten: Deckt das Pauschalentgelt die
tatsächlich erbrachten Mehrleis-
tungen über einen meist zwölfmo-
natigen Beobachtungszeitraum
nicht ab, hat der Arbeitnehmer An-
spruch auf Auszahlung der Diffe-
renz. Das geschehe oft nicht, war-
nen Gewerkschafter – denen aber

auch übermäßig hohe Pauschal-
entgelte ein Dorn im Auge sind: In
solchen Fällen liege es nahe, dass
mehr Überstunden gemacht wer-
den als laut Arbeitszeitgesetz zu-
lässig sind, warnen sie.

Erlaubt sind – von Ausnahme-
fällen abgesehen – bis zu zehn Ar-
beitsstunden pro Tag und fünf
bzw. in einem bestimmten Rah-
men zehn Überstunden pro Wo-
che. Aber was, wenn jemand zu
noch mehr Arbeitsstunden vergat-
tert wird? Wären diese dann von
einem entsprechend hohen Pau-
schalentgelt überhaupt umfasst?
Genau diesen Fall hatte kürzlich
das Oberlandesgericht Wien
(OLG) zu entscheiden: Ein Han-
delsangestellter mit All-in-Vertrag
war gekündigt worden und hatte
daraufhin nicht nur die Kündigung

angefochten, sondern auch ein
Entgelt für Überstunden einge-
klagt, die er über das zulässige
Maß hinaus geleistet hatte.

Das OLG gab ihm recht: Ohne
ausdrückliche Erwähnung sei da-
von auszugehen, dass ein All-in-
Gehalt – „der Übung des redlichen
Verkehrs entsprechend“ – Entgelte
für Arbeitsleistungen umfasst, die
im zulässigen Ausmaß anfallen.
„Im Zweifel“ könne nicht ange-
nommen werden, dass damit auch
Überstunden abgegolten sein sol-
len, die darüber hinausgehen. Kon-
kret hieß es im Dienstvertrag, der
Arbeitnehmer sei „verpflichtet, in
Entsprechung der Bedürfnisse des
Unternehmens Überstunden zu
leisten, welche durch das verein-
barte Entgelt abgegolten sind“.
Eine Pflicht zu Überstunden kann

es aber nur im legalen Rahmen ge-
ben – damit war die Sache klar.

Arbeitgebermacht sich strafbar
Aber: Laut dem Urteil wäre es sehr
wohl möglich, auch unzulässige
Mehrleistungen in eine Pauschal-
vereinbarung einzubeziehen. Vo-
raussetzung: Es muss ein entspre-
chender Parteiwille zum Ausdruck
kommen. Wann das der Fall wäre,
lässt das OLG offen, verweist aber
auf Literatur dazu (Florian G. Bur-
ger: „All-in-Vereinbarungen“). Dort
ist von Formulierungen wie „jed-
wede“ oder „alle wie immer gearte-
ten Mehr- und Überstunden“, aber
auch von zahlenmäßigen Festle-
gungen die Rede.

Auf einem anderen Blatt steht,
dass Arbeitgebern Verwaltungs-
strafen drohen, wenn die Höchst-

arbeitszeit überschritten wird. Der
Strafrahmen beträgt 72,99 bis 1815
Euro, im Wiederholungsfall 145 bis
1815 Euro. Gestraft werde dabei
„zurzeit grundsätzlich je Straftat-
bestand und je betroffenemArbeit-
nehmer“, sagt Wolfgang Kapek,
Leiter des Arbeitsrechtsteams bei
Taylor Wessing CEE. Würde bei-
spielsweise nicht nur die tägliche
Überstundengrenze überschritten,
sondern auch die Ruhezeit nicht
eingehalten, wären das zwei Straf-
tatbestände. Überschreitet dage-
gen ein Mitarbeiter an drei Tagen
hintereinander die Höchstarbeits-
zeit, ist das laut Kapek in der Regel
ein „fortgesetztes Delikt“, für das
dem Arbeitgeber nur eine – wahr-
scheinlich höhere – Strafe droht.
Passiert es trotz Strafe nochmals,
liegt einWiederholungsfall vor.

Massagen in der Apotheke?
Laut Gericht nicht erlaubt
VwGH. Nein zu breitem Zusatzangebot in Apotheke.

Wien. Welche Zusatzdienstleis-
tungen dürfen Apotheker anbie-
ten? Damit befasste sich vor kur-
zem der Verwaltungsgerichtshof
(VwGH). Beantragt worden war
die Bewilligung einer Apotheke
samt Beratungsraum. In diesem
sollten jedoch nicht nur Bera-
tungsgespräche, sondern auch
Dermokosmetik, Massagen und
Ayurveda angeboten werden.

Das sei durch die Rechtslage
nicht gedeckt, entschied der
VwGH (Ro 2014/10/0085). Zwar
erlaubt die Apothekenbetriebs-
ordnung, dass Apotheker zusätzli-
che Dienstleistungen erbringen,
etwa Gesundheits- und Ernäh-
rungsberatung, Vermittlung von
Gesundheitsdienstleistungen,
Durchführung von Umwelttests

und einiges mehr – die Aufzäh-
lung ist bloß demonstrativ. Im
Wesentlichen gehe es dabei aber
immer um Beratung und Infor-
mation in Fragen von Gesundheit,
Ernährung und gesunder Lebens-
führung, entschied der VwGH.
Ein bloß auf irgendeine Weise ge-
gebener „Gesundheitsbezug“ sei
nicht ausreichend. Soweit der Be-
ratungsraum für Dermokosmetik,
Massagen und Ayurveda gewid-
met sei, komme somit eine Be-
triebsanlagengenehmigung von
vornherein nicht in Betracht. Und
auch für Beratungen – die an sich
erlaubt sind – nur dann, wenn der
eigentliche Apothekenbetrieb da-
durch nicht beeinträchtigt werde.
Das habe die Behörde jedoch
nicht geprüft. (cka)

INSOLVENZEN

HG-WIEN

Albert ProjektentwicklungsgmbH,
Rauscherstraße 6/1, 1200 Wien, FN
294448 m.
TEXHAGES E. Wanke GmbH. Filial-
standort: 4020 Linz, Mozartstraße
12-14/ Ecke Dametzstraße, Engerth-
straße 61-63, 1200 Wien, FN 302514 z,
MV: Dr. Matthias Schmidt Rechts-
anwalt, 1010 Wien (K)
ZABIT FIDAN KG, Mexikoplatz 20/7,
1020 Wien, FN 326680 m, MV: Dr.
Christiane Pirker Rechtsanwalt, 1120
Wien (K)
MEC & T Skala - Bigdeli GmbH,
Braungasse 25-27/1/1, 1170 Wien, FN
282154 h, MV: Dr.jur. Ute Toifl Rechts-
anwalt, 1010 Wien (K)
K.H. Fiakerbetriebs GmbH, Damm-
haufengasse 4a, 1020 Wien, FN 329714
z, MV: Dr. Brigitte Stampfer Rechts-
anwalt, 1130 Wien (K)
REEA BAU KG, Perkektastraße
73B/B1, 1230 Wien, FN 393377 x, MV:
Dr. Georg Kahlig Rechtsanwalt, 1070
Wien (K)
TH Beta Immobilienprojekte GmbH
vorm.1070 Wien, Schottenfeldgasse
3/26, Garbergasse 7/23, 1060 Wien,
FN 357348 m, MV: Dr. Katharina
Widhalm Budak Rechtsanwalt, 1030
Wien (K)
Günter Deimel geb. 25.02.1958
Immobilenmakler 1170 Wien,
Leopold-Ernst-Gasse 15/12,
Lindauergasse 15/1, 1160 Wien, MV: Dr.
Maximilian Schludermann Rechts-
anwalt, 1030 Wien (K)
Vladan Zivojinovic geb. 30.10.1975
Handel mit Baustoffen, Bau-
gewerbe, Simmeringer Hauptstraße
20b/4, 1110 Wien, MV: Mag. Petra
Diwok Rechtsanwalt, 1030 Wien (K)
SmartCars GmbH vorm.: Patroltaxi
GmbH 1150 Wien, Johnstraße 4/B8
1160 Wien, Schuhmeierplatz 16,
Sturzgasse 13, 1150 Wien, FN 415288
v, MV: Dr. Andreas Alzinger Rechts-
anwalt, 1010 Wien (K)

LG-KORNEUBURG

Demirel KG, Flughafen Objekt 115
Ebene 0/Raum 5728, 1300 Wien Flug-
hafen, FN 358834 y, MV: Dr. Susi
Pariasek Rechtsanwalt, 1010 Wien (K)

LG-KREMS

BBO Baubetreuungs- und Objekter-
richtungsgesellschaft mbH, Oberer
Waldweg 121, 3508 Krustetten, FN
151230 y, MV: Dr. Alois Autherith
Rechtsanwalt, 3500 Krems Donau (K)
Hasena Cosic geb. 18.03.1965
wohnhaft ebenda, Wilheringstraße
2C/2/72, 3500 Krems Donau, MV:
Mag. Severin Perschl Rechtsanwalt,
3500 Krems Donau (K)
Michael Putzgruber geb. 29.10.1976
Gastgewerbe wh: 3500 Krems,
Johann Nalekpagasse 4/8, Pfarr-
platz 11, 3500 Krems Donau, MV: Dr.
Christoph Sauer Rechtsanwalt, 3500
Krems Donau (K)
(K) = Konkurs, (SV) = Sanierungs-
verfahren, (SVE) = Sanierungs-
verfahren mit Eigenverwaltung.
Die Daten (Auszug) wurden zur
Verfügung gestellt von

Haftungsrisiko
schreckt „kleine“
Wirtschaftsprüfer
Berufsbild. Gute Ausbildung und Erfahrung
schützen laut SOT-Partner Spritzey vor Strafe.

VON HEDI SCHNEID

Wien. „Österreich fehlen die Wirt-
schaftsprüfer“ schrieb die „Pres-
se“ vor kurzem (9. 2.). Dabei ging
es vor allem um die lange Ausbil-
dungsdauer von acht bis zehn
Jahren: Ein Tort, der offenbar im-
mer mehr Uni-Absolventen ab-
schreckt, wie Aslan Milla, Berufs-
gruppenobmann der Wirt-
schaftsprüfer der Kammer der
Wirtschaftstreuhänder und Se-
nior-Partner bei PWC, betonte.

Die langwierige und gleicher-
maßen schwierige Berufsvorbe-
reitung, die die Befähigung zum
Steuerberater und Wirtschafts-
prüfer umfasst, ist freilich nicht
der einzige Grund, warum sich
die Reihen lichten. „Für viele
kleine Kanzleien oder Einzel-
kämpfer ist das Risiko zu groß ge-
worden, in die Haftung zu kom-
men“, sagt Friedrich Spritzey,
Partner der SOT Süd-Ost Treu-
hand und gerichtlicher Sachver-
ständiger, zur „Presse“.

Bis zu zwölf Mio. Haftung
Schließlich sind die Haftungs-
summen, die Prüfern laut § 275
UGB (Unternehmensgesetzbuch)
bei Fahrlässigkeit drohen, be-
achtlich: Sie reichen in Stufen
von zwei (kleine Firmen) bis zu
zwölf Mio. Euro (Unternehmen
mit mehr als 400 Mio. Euro Um-
satz). Das könne sich eine kleine
Kanzlei meist nicht leisten.

Das Risiko sei in der Tat nicht
zu unterschätzen, schildert Sprit-
zey: „Sie haben den Jahresab-
schluss eines Unternehmens
nach bestem Wissen und Gewis-
sen testiert. Geht die Firma aller-
dings in Konkurs, werden sie ge-
fragt, warum sie unter dem
Aspekt der Fortführung (going
concern, Anm.) das Testat unter-
schrieben haben.“ Da müsse der
Wirtschaftsprüfer eine lücken-
lose Dokumentation vorweisen
können. Wenn nicht, drohe ihm
eine Klage wegen Fehlprüfung.
Meist werde der Masseverwalter
aktiv. Passiert das oft? „Darüber –
und auch über die Höhe der Zah-
lungen – spricht natürlich nie-
mand in der Öffentlichkeit, aber
es passiert natürlich“, meint
Spritzey.

Ein spektakulärer Fall aus der
Vergangenheit ist die Pleite der
Grazer Bank für Handel und In-
dustrie (BHI) im Jahr 1995. Die
Urteile in den folgenden Prozes-
sen waren bahnbrechend, was
die Rolle der Prüfer – und auch
den Schutz der Sparer betrifft.

Je mehr Routine und Erfah-
rung, desto geringer sei die Ge-
fahr, dass man in die Bredouille
komme. Gerade kleine Kanzleien
hätten naturgemäß weniger Auf-
träge, was wiederum die Erfah-
rung schmälere. Außerdem fehle
ihnen oft das professionelle sche-
matisierte Instrumentarium.
Checklisten, wie sie vor allem die
„Big Four“ der Branche KPMG,
Ernst & Young, Deloitte und
PWC einsetzten, seien zwar nicht
alles, sagt Spritzey. „Aber ganz
ohne sie geht es nicht.“

Wenn nun in jüngster Zeit
„spürbar“ viele Wirtschaftsprüfer
auch bei der SOT anklopften, um
sich der mittelständischen Sozie-
tät anzuschließen, sei dies eine
prinzipiell positive Marktbereini-
gung. „Wir erhalten dadurch ja
auch neue Mandate.“ Aber à la
longue fehlen Prüfer, denn Sprit-
zey schätzt, dass von den knapp
2000 eingetragenen Wirtschafts-
prüfern nur ein Drittel aktiv ist.

Prinzipiell findet Spritzey die
strengen Regeln, denen Wirt-
schaftsprüfer unterworfen sind,
gut. Denn: „Das ist ja auch ein
Schutz für uns.“ In diesem Zu-
sammenhang bricht er auch eine
Lanze für die lange Ausbildung
zum Steuerberater und Wirt-
schaftsprüfer. „Nur wenn Sie eine
Bilanz erstellen können, kennen
Sie auch die Tücken und Fallstri-
cke.“ Man müsse steuerliche Zu-
sammenhänge verstehen.

Aber nicht nur das: Es brau-
che viele Jahre praktische Erfah-
rung – die während der langen
Ausbildung beginnt –, um das
„Gspür“ für Fehlentwicklungen
zu bekommen. Schließlich sollte
der Wirtschaftsprüfer frühzeitig
warnen und nicht erst im Nach-
hinein den Bestätigungsvermerk
verweigern. „Formalisierte
Checklisten können das nie er-
setzen“, kann sich Spritzey Kritik
an der „Prüfer-Maschinerie“ der
Big Four nicht ganz verkneifen.

Hassposting:
FPÖ-Klub haftet als
„Host-Provider“
Facebook.Wer für Dritte Inhalte speichert,
unterliegt laut OGH dem E-Commerce-Gesetz.

VON CHRISTINE KARY

Wien. Erst kürzlich blitzte FPÖ-
Chef Heinz-Christian Strache
beim OGH mit einer Klage wegen
eines grenzwertig formulierten
Facebook-Postings ab („Die Pres-
se“ berichtete). Nun musste in
einem Fall mit umgekehrten Vor-
zeichen der FPÖ-Parlamentsklub
eine Niederlage beim Höchstge-
richt einstecken. Auf der „blauen“
Facebook-Seite war am 25. Juli
2016 ein Beitrag über den Spreng-
stoffanschlag von Ansbach in
Bayern erschienen, den ein Face-
book-Nutzer am Tag darauf mit
folgenden Worten kommentierte:
„Was meint der enthirnte grüne
PsychopathWalser dazu???“

Gemeint war der Abgeordnete
Harald Walser, jedes Facebook-
Mitglied konnte den diffamieren-
den Kommentar lesen. Der FPÖ-
Klub wurde – so die gerichtlichen
Feststellungen – am 19. August
darauf hingewiesen, er habe das
Posting aber erst neun Tage später
gelöscht. Und damit zu spät, be-
stätigte der OGH (6Ob244/16z).
Er wertete es als Verstoß gegen
das E-Commerce-Gesetz.

Hinter die Ohren schreiben
müssen sich das alle, die auf ihrer
Facebook-Seite anderen Nutzern
die Möglichkeit geben, Inhalte zu
veröffentlichen: Denn wer das tut,
gilt laut dem Urteil als Host-Provi-
der – und zwar unabhängig da-
von, ob man ein Entgelt dafür ver-
langt oder nicht. Man ist dann ein
„Diensteanbieter“ im Sinne des
E-Commerce-Gesetzes. Als sol-
cher haftet man zwar grundsätz-
lich nicht für Informationen, die

ein Nutzer eingegeben hat und
die man in dessen Auftrag spei-
chert – aber nur, solange man von
einer Rechtswidrigkeit keine
Kenntnis hat und sich „in Bezug
auf Schadenersatzansprüche
auch keiner Tatsachen oder Um-
stände bewusst ist, aus denen
eine rechtswidrige Tätigkeit oder
Information offensichtlich wird“.

„Fähigkeiten eines Laien“
Sobald man aber davon erfährt,
muss man unverzüglich die In-
halte entfernen oder den Zugang
dazu sperren. Man muss also so-
fort handeln. Auch Unternehmen
und selbst Privatpersonen riskie-
ren viel, wenn sie in einem sol-
chen Fall zu lange zögern.

Dass der diffamierende Inhalt
nicht vom Seitenbetreiber
stammte, stand außer Streit, auch,
dass dieser ihn nicht provoziert
hatte. Dass ihm jedoch die
Rechtswidrigkeit bewusst war,
habe das Rekursgericht „in ver-
tretbarer Weise bejaht“, entschied
der OGH. Zwar sei dabei auf die
Fähigkeiten eines juristischen
Laien abzustellen – hier die
Rechtswidrigkeit zu erkennen,
mutet das Höchstgericht aber
sichtlich auch einem Laien zu.
Bei der Äußerung in dem Posting
habe es sich um ein „beleidigen-
des Werturteil ohne jegliches Tat-
sachensubstrat“ und ohne Zu-
sammenhang mit dem Beitrag
über den Sprengstoffanschlag ge-
handelt. Sie gehe somit über das
hinaus, was in der politischen De-
batte zu tolerieren sei. Zudem
komme es auch auf die Wortwahl
und die Diffamierungsabsicht an.

Harald Walser
wehrte sich gegen
ein diffamieren-
des Posting und
bekam Recht.
[ Schlager/picturedesk.com ]

Gesellschaftsrecht. Aufsichtsräte haben Unternehmen nicht zu leiten, sondern den Vorstand zu überwachen.
Dennoch haben sie heute deutlich mehr Aufgaben wahrzunehmen als noch vor einigen Jahren. Ein Überblick.

Aufsichtsräte: Keine Zeit zum Ausruhen
VON JUDITH HECHT

Wien. Nicht nur Vorstände, sondern
auch Aufsichtsräte sind – mehr
denn je – gefordert, sich ausrei-
chend Zeit zu nehmen, ihre Priori-
täten und die ihres Unternehmens
für 2017 zu definieren. Die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft EY hat
in ihrem Bericht „Board Agenda
2017“ die virulentesten Themen
aufgelistet. Demnach stellen nicht
nur geopolitische Risiken und die
Digitalisierung das Kontrollgre-
mium vor schwierige Aufgaben,
vielmehr seien die rechtlichen Rah-
menbedingungen deutlich komple-
xer, sagt EY-Managing Partner Hel-
mut Maukner. Mit der EU-Ab-
schlussprüferreform, den neuen
steuerrechtlichen Regeln sowie den
sensiblen Bereichen Corporate
Compliance und Investoren-Kom-
munikation müssten sich Auf-
sichtsräte nun in der Tiefe befassen.

Susanne Kalss, Universitätspro-
fessorin an der WU-Wien, relati-
viert: „Natürlich hat der Aufsichts-
rat all diese Themen mitzubeden-
ken, allerdings in seiner spezifi-
schen Rolle. Er ist nicht der Erste,
sondern hinter dem Vorstand der
Zweite im Unternehmen.“ Die ös-
terreichische Rechtsordnung sieht
nämlich ein dualistisches System
vor. Die Leitung des Unternehmens
liegt beim Vorstand, die Kontrolle
hingegen beim Aufsichtsrat. Anders
ist das in angloamerikanischen
Ländern oder der Schweiz, wo ein
einziges Organ, der Verwaltungsrat,
für das Management und die Kon-
trolle der Kapitalgesellschaft zu-
ständig ist. Das Grundproblem sei,
dass manche EU-Richtlinien und
Verordnungen – wie etwa die Ab-
schlussprüfungsreform – auf das
einstufige System ausgerichtet sei,
sagt Kalss: „Und wir müssen in un-
serem zweistufigen System damit
gut umgehen.“ Demnach hat der
Aufsichtsrat als Überwacher heute
eine stärkere Kompetenz. Etwa,
wenn es um folgende Themen
geht:

I EU-Abschlussprüfungsreform:
Sie ist seit Juni 2016 in Kraft und
bringt weitreichende Änderungen
für Unternehmen von öffentlichem
Interesse. „Die Aufsichtsräte und
insbesondere deren Prüfungsaus-
schüsse sollten sich hier ihrer deut-
lich intensiveren Pflichten bewusst
sein“, sagt EY-Partner Gerhard
Schwartz. Zu den wichtigsten
rechtlichen Neuerungen zählt die
externe Rotationspflicht der Ab-
schlussprüfer. Sie müssen alle zehn

Jahre wechseln. Zudem müssen
alle Nichtprüfungsleistungen – wie
Beratung – vom Prüfungsausschuss
des Aufsichtsrats bewilligt werden,
wenn sie von jener Wirtschaftsprü-
fungskanzlei erbracht wird, die
auch den Abschlussprüfer stellt.
„Das bedeutet, dass der Prüfungs-
ausschuss dieWirtschaftsprüfer viel
genauer als früher überwachen
und auch bei der Auswahl achtsa-
mer sein muss“, sagt Schwartz. „Er
muss sich überlegen, welche An-
bieter er einlädt und welche Krite-
rien er für ihre Auswahl festlegt.
Auch Kalss bemerkt, dass „es hier
zu einer deutlich stärkeren Diffe-
renzierung der Aufgaben für den
Aufsichtsrat kommt. Die großen
börnenotierten Unternehmen ha-
ben damit schon begonnen.“

I Steuerliche Risiken: „Die Steuer-
politik internationaler Konzerne
gewinnt in der öffentlichen Wahr-
nehmung und Diskussion immer
mehr an Bedeutung“, sagt EY-Tax-
Experte Andreas Stefaner. Apple
und Starbucks sind dafür promi-
nente Beispiele. Und die neuen
steuerrechtlichen Vorschriften sind
zunehmend globaler Natur. Etwa
das gemeinsame Projekt der OECD

und der G20 zur Vermeidung von
Gewinnverlagerungen.

Während das Management da-
für zu sorgen hat, die notwendigen
Prozesse und Strukturen zu imple-
mentieren, um unternehmensweit
die richtigen steuerrechtlichen Ent-
scheidungen zu treffen und sicher-
zustellen, dass die steuerlichen
Compliance-Verpflichtungen er-
füllt sind, hat der Aufsichtsrat die
Aufgabe, all diese Abläufe auf ihre
Wirksamkeit zu überprüfen. „Wel-
che Steuerstrategie verfolgt das Un-
ternehmen? Verfügt die Steuerab-
teilung über ausreichend personel-
le und sachliche Ressourcen? Be-
zieht sie auch andere Abteilungen
in ihre Entscheidungen ein? All die-
se Fragen haben die Aufsichtsräte
ihren Vorständen zu stellen“, sagt
Stefaner.

I Kommunikation mit Investoren:
Während für Vorstände der Dialog
mit Investoren längst zum Alltag
gehört, steht der Aufsichtsrat den
Aktionären traditionell nur in der
Hauptversammlung Rede und Ant-
wort. Doch das werde sich auch
hierzulande bald ändern, sagt
Maukner. Dafür wird die neue EU-
Aktionärsrechte-Richtlinie sorgen,

die im Frühjahr verabschiedet wer-
den soll. Sie bezweckt, dass sich in-
stitutionelle Investoren mehr in die
Überwachung ihrer Beteiligungs-
unternehmen einbringen. Und um
das tun zu können, müssen sie sich
austauschen, und zwar nicht nur
mit dem Vorstand, sondern auch
mit dem Aufsichtsrat, sagen die EY-
Experten. „Denn er ist der richtige
Ansprechpartner, wenn es etwa um
die Besetzung von Vorstand und
Aufsichtsrat, um die Vorstandsver-
gütung oder um die Überwachung
anderer Themen geht.“

„Die Frage ist nur: Dürfen sie
das?“, sagt Kalss. Schließlich sind
alle Aktionäre gleich zu behandeln.
Darf ein 15-Prozent-Anteilseigner
mehr erfahren als jemand, der nur
eine Aktie besitzt? „In einem be-
stimmten Maß ist es wohl mög-
lich“, sagt die Gesellschaftsrechts-
expertin. „Es ist sachgerecht, dass
jemand, der mehrere hundert Mio.
Euro investiert hat, in einem gewis-
sen Maße anders behandelt wird
als jemand, der nur wenige Aktien
hält.“ Dabei gehe es um Fragen wie
Kapitalerhöhungen, Dividenden-
auszahlungen oder große Investi-
tionen. Kalss: „Die Kunst dabei ist,
die richtigenGrenzen zu ziehen.“
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URTEIL
DER WOCHE
VON JUDITH HECHT

Rücktritt wegen
unvollständiger
Angaben

Welche Informationen
hat ein Versiche-

rungsnehmer beim
Abschluss eines Kranken-
versicherungsvertrages dem
Versicherungsunternehmen
mitzuteilen und was kann er
für sich behalten? Damit
hatte sich jüngst der Oberste
Gerichtshof (OGH) zu be-
schäftigen.

Die Frage, ob es „beste-
hende und bestandene, be-
handelte oder nicht behan-
delte Beschwerden“ bei sei-
nem fast zweijährigen Sohn
gebe, verneinte der Versi-
cherungsnehmer. Auch gab
der Vater nicht vollständig
an, welche Ärzte sein Kind
bisher schon behandelt hat-
ten. So nannte er auch den
Urologen nicht, den er mit
seinem Sohn aufgesucht
hatte, nachdem dessen
rechter Hoden sich wieder-
holt bläulich verfärbt hatte
und angeschwollen war. Der
Urologe bezeichnete den
Zustand seines Sohnes am
Tag der Untersuchung zwar
als unauffällig, äußerte je-
doch die Verdachtsdiagnose
„processus vaginalis testis“
und empfahl weitere Beob-
achtung und Kontrolle,
wenn der Hoden nicht wie-
der abschwellen sollte.

A ls die Versicherung er-
fuhr, dass der Vater

wichtige Angaben unterlas-
sen hatte, trat sie vom Versi-
cherungsvertrag zurück.
Völlig zurecht, wie der
Oberste Gerichtshof festhielt
(7 Ob 209/16k). Denn der
Versicherungsnehmer sei
gesetzlich verpflichtet, dem
Versicherer beim Abschluss
seines Vertrages alle ihm be-
kannten Umstände, die für
die Übernahme der Gefahr
erheblich sind, anzuzeigen.
Erheblich sind Gefahren,
wenn sie den Entschluss des
Versicherers, den Versiche-
rungsvertrag überhaupt
oder zum vereinbarten In-
halt abzuschließen, beein-
flussen können. Genau das
sei hier der Fall gewesen.
Der Versicherungsnehmer
hätte von Anfang an ehrlich
seinmüssen.

Arbeiterkammer klagt Single-Börsen
Partnervermittlung: Automatische Vertragsverlängerung kostet Kunden Geld.

Linz. Die Konsumentenschützer
der Arbeiterkammer Oberöster-
reich (AK OÖ) haben zwei Ver-
bandsklagen gegen Single-Börsen
im Internet angestrengt. Dabei
gehe es um Fallstricke bei der au-
tomatischen Vertragsverlängerung
sowie beim Wertersatz nach er-
klärtem Rücktritt, so die AK OÖ. In
den Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen (AGB) von drei überprüf-
ten Partner-Vermittlern fanden die
Konsumentenschützer eine auto-
matische Vertragsverlängerung
um jeweils zwölf Monate, auch
wenn ursprünglich ein Vertrag für
nur sechs Monate abgeschlossen
wurde. Das kann teuer werden,
wenn die Kündigungsfrist überse-
hen wird. Die Konsumentenschüt-
zer haben gegen den Betreiber von
zwei Plattformen ein Verbandsver-
fahren eingeleitet, weil ihrer Mei-

nung nach den Erfordernissen für
eine wirksame automatische Ver-
tragsverlängerung nicht entspro-
chen wird. Denn nach dem Konsu-
mentenschutzgesetz reiche es
nicht aus, dass diese bei Vertrags-
abschluss vereinbart wird. Außer-
dem müssten die Partnersuchen-
den rechtzeitig vor der Verlänge-
rung eines Vertrages einen geson-
derten Hinweis erhalten, der ihnen
die Situation – kostenpflichtige
Vertragsverlängerung bei Nicht-
kündigung – klar macht.

Rücktritt wird erschwert
Ebenfalls gerichtlich gehen die
Konsumentenschützer gegen
einen ihrer Meinung nach zu ho-
hen Wertersatz für bereits erbrach-
te Leistungen bei einem Rücktritt
vor, auch wenn darauf bereits bei
Vertragsabschluss hingewiesen

werde. Die betroffenen Kunden
werden laut AK mit Forderungen
bis zu drei Viertel des Gesamtprei-
ses konfrontiert.

Auf ihre Kritik stößt auch, dass
bei allen drei geprüften Anbietern
zwar ein Vertragsabschluss online
direkt auf der Website, dort aber
nicht ein Rücktritt beziehungswei-
se eine Kündigung des kosten-
pflichtigen Profils möglich ist. Dies
muss in Textform – E-Mail, Brief
oder Telefax – erfolgen. Das ge-
setzlich vorgeschriebene Wider-
rufsformular stellt lediglich einer
der Betreiber mit den übermittel-
ten Unterlagen zur Verfügung. Bei
den beiden anderen ist es nur über
einen Link abrufbar. Das ist nach
Ansicht der Konsumentenschützer
nicht ausreichend. Es müsste auf
Papier oder per E-Mail ausgefolgt
werden. (APA)

[ Lilly Panholzer ]
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All-in-Vertrag: „Im Zweifel“ nur legale Überstunden gedeckt
Dienstverträge. Sind durch ein Pauschalentgelt auch Überstunden gedeckt, die über das legale Maß hinaus geleistet werden? Im Zweifel nein,
entschied das Oberlandesgericht Wien. Theoretisch könnte man aber auch das vereinbaren – wenn beide Seiten es so wollen.

VON CHRISTINE KARY

Wien. Immer mehr Arbeitnehmer
haben All-in-Verträge: Sie bekom-
men von ihrem Arbeitgeber ein
Pauschalentgelt, mit dem auch
Mehrleistungen abgegolten wer-
den. Und zwar grundsätzlich alle –
Mehrstunden, Überstunden, aber
etwa auch Sonn- und Feiertagsar-
beit oder Reisezeiten. Zumindest ist
das die Intention der Arbeitgeber.

Dass diese Rechnung nicht im-
mer aufgehen muss, ist unbestrit-
ten: Deckt das Pauschalentgelt die
tatsächlich erbrachten Mehrleis-
tungen über einen meist zwölfmo-
natigen Beobachtungszeitraum
nicht ab, hat der Arbeitnehmer An-
spruch auf Auszahlung der Diffe-
renz. Das geschehe oft nicht, war-
nen Gewerkschafter – denen aber

auch übermäßig hohe Pauschal-
entgelte ein Dorn im Auge sind: In
solchen Fällen liege es nahe, dass
mehr Überstunden gemacht wer-
den als laut Arbeitszeitgesetz zu-
lässig sind, warnen sie.

Erlaubt sind – von Ausnahme-
fällen abgesehen – bis zu zehn Ar-
beitsstunden pro Tag und fünf
bzw. in einem bestimmten Rah-
men zehn Überstunden pro Wo-
che. Aber was, wenn jemand zu
noch mehr Arbeitsstunden vergat-
tert wird? Wären diese dann von
einem entsprechend hohen Pau-
schalentgelt überhaupt umfasst?
Genau diesen Fall hatte kürzlich
das Oberlandesgericht Wien
(OLG) zu entscheiden: Ein Han-
delsangestellter mit All-in-Vertrag
war gekündigt worden und hatte
daraufhin nicht nur die Kündigung

angefochten, sondern auch ein
Entgelt für Überstunden einge-
klagt, die er über das zulässige
Maß hinaus geleistet hatte.

Das OLG gab ihm recht: Ohne
ausdrückliche Erwähnung sei da-
von auszugehen, dass ein All-in-
Gehalt – „der Übung des redlichen
Verkehrs entsprechend“ – Entgelte
für Arbeitsleistungen umfasst, die
im zulässigen Ausmaß anfallen.
„Im Zweifel“ könne nicht ange-
nommen werden, dass damit auch
Überstunden abgegolten sein sol-
len, die darüber hinausgehen. Kon-
kret hieß es im Dienstvertrag, der
Arbeitnehmer sei „verpflichtet, in
Entsprechung der Bedürfnisse des
Unternehmens Überstunden zu
leisten, welche durch das verein-
barte Entgelt abgegolten sind“.
Eine Pflicht zu Überstunden kann

es aber nur im legalen Rahmen ge-
ben – damit war die Sache klar.

Arbeitgebermacht sich strafbar
Aber: Laut dem Urteil wäre es sehr
wohl möglich, auch unzulässige
Mehrleistungen in eine Pauschal-
vereinbarung einzubeziehen. Vo-
raussetzung: Es muss ein entspre-
chender Parteiwille zum Ausdruck
kommen. Wann das der Fall wäre,
lässt das OLG offen, verweist aber
auf Literatur dazu (Florian G. Bur-
ger: „All-in-Vereinbarungen“). Dort
ist von Formulierungen wie „jed-
wede“ oder „alle wie immer gearte-
ten Mehr- und Überstunden“, aber
auch von zahlenmäßigen Festle-
gungen die Rede.

Auf einem anderen Blatt steht,
dass Arbeitgebern Verwaltungs-
strafen drohen, wenn die Höchst-

arbeitszeit überschritten wird. Der
Strafrahmen beträgt 72,99 bis 1815
Euro, im Wiederholungsfall 145 bis
1815 Euro. Gestraft werde dabei
„zurzeit grundsätzlich je Straftat-
bestand und je betroffenemArbeit-
nehmer“, sagt Wolfgang Kapek,
Leiter des Arbeitsrechtsteams bei
Taylor Wessing CEE. Würde bei-
spielsweise nicht nur die tägliche
Überstundengrenze überschritten,
sondern auch die Ruhezeit nicht
eingehalten, wären das zwei Straf-
tatbestände. Überschreitet dage-
gen ein Mitarbeiter an drei Tagen
hintereinander die Höchstarbeits-
zeit, ist das laut Kapek in der Regel
ein „fortgesetztes Delikt“, für das
dem Arbeitgeber nur eine – wahr-
scheinlich höhere – Strafe droht.
Passiert es trotz Strafe nochmals,
liegt einWiederholungsfall vor.


